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TEXTLICHE FESTSETZUNGEN ZUM BEBAUUNGSPLAN 

I Planungsrechtliche Festsetzungen 

 In Ergänzung der Planeinschriebe und Planzeichen wird gemäß § 9 Abs.1 BauGB 
i.V.m. BauNVO folgendes festgesetzt: 

1. Maß der baulichen Nutzung  (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
Das Maß der baulichen Nutzung wird im gesamten Plangebiet durch die Baugenehmi-
gungsbehörde nach Maßgabe des Einzelfalls unter besonderer Berücksichtigung des 
§ 1 Abs. 6 BauGB (gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse) und des § 34 BauGB (Ei-
genart der näheren Umgebung) festgelegt.  

2. Art der baulichen Nutzung  (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1, 4a und 7 BauNVO) 

2.1. Für die Kerngebiete “MK-1“ und “MK-2“ gilt: 
a)  Wohnungen sind ab dem ersten Obergeschoss zulässig.  
Unzulässig sind: 
b) Vergnügungsstätten wie Diskotheken, Spielhallen oder sonstige Unternehmungen, 

die ausschließlich oder überwiegend der Aufstellung von Spielgeräten mit und oh-
ne Gewinnmöglichkeit dienen. 

c)  Einzelhandelsbetriebe in Form von Sexshops, 
d)  Einzelhandelsbetriebe in Form von Ein-Euro-Shops und Postenwarenverkaufslä-

den, 
e)  Gewerbebetriebe in Form von Call-Shops und Wettbüros, 
f)  Tankstellen.  

2.2. Zudem gilt für die Kerngebiete “MK-1“:
a) Schank- und Speisewirtschaften sind nur im Keller, im Erdgeschoss sowie im ers-

ten Obergeschoss zulässig. 
b)  Ab dem dritten Obergeschoss sind nur Wohnungen zulässig. 

2.3. Zudem gilt für die Kerngebiete “MK-2“:
a)  Schank- und Speisewirtschaften sind nur ausnahmsweise zulässig. Bei bestehen-

den Schank- und Speisewirtschaften ist die Erweiterung, Änderung sowie die Er-
neuerung ausnahmsweise im Keller, im Erdgeschoss sowie im ersten Oberge-
schoss zulässig, wenn die Maßnahme der Sicherung des Bestandes dient und 
kein neuer Betrieb oder Betriebszweig entsteht.  

b)  Ab dem zweiten Obergeschoss sind nur Wohnungen zulässig. 
c)  Büronutzungen der öffentlichen Verwaltung sind ausnahmsweise in allen Ge-

schossen zulässig.  

2.4 Für die besonderen Wohngebiete “WB-1“, “WB-2“ und “WB-3“ gilt: 
Unzulässig sind: 
a)  Vergnügungsstätten wie Diskotheken, Spielhallen oder sonstige Unternehmungen, 

die ausschließlich oder überwiegend der Aufstellung von Spielgeräten mit und oh-
ne Gewinnmöglichkeit dienen,  

b)  Tankstellen.  
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2.5 Zudem gilt für die besonderen Wohngebiete “WB-1“:
a)  Schank- und Speisewirtschaften sind nur im Keller, im Erdgeschoss sowie im ers-

ten Obergeschoss zulässig. 
b)  Ab dem zweiten Obergeschoss sind nur Wohnungen zulässig. 

2.6 Zudem gilt für die besonderen Wohngebiete “WB-2“:
a) Schank- und Speisewirtschaften sind nur ausnahmsweise zulässig. Bei bestehen-

den Schank- und Speisewirtschaften ist die Erweiterung, Änderung sowie die Er-
neuerung ausnahmsweise im Keller, im Erdgeschoss sowie im ersten Oberge-
schoss zulässig, wenn die Maßnahme der Sicherung des Bestandes dient und kein 
neuer Betrieb oder Betriebszweig entsteht. 

b) Ab dem zweiten Obergeschoss sind nur Wohnungen zulässig. 

2.7 Zudem gilt für die besonderen Wohngebiete “WB-3“:
a) Schank- und Speisewirtschaften sind unzulässig.  
b) Ab dem ersten Obergeschoss sind nur Wohnungen zulässig. 

2.8 Die Sondergebietsfläche “SO - Universität“ dient allein der Unterbringung von 
Einrichtungen der Universität Heidelberg. 

2.9 Die Gemeinbedarfsfläche “Öffentliche Verwaltung“ dient allein der Unterbringung 
von Einrichtungen der öffentlichen Verwaltung der Stadt Heidelberg. 

2.10 Die Gemeinbedarfsfläche “Kirche“ dient der Unterbringung von kirchlichen 
Einrichtungen; zudem sind – als untergeordnete Nutzung – im Erdgeschossbereich 
kleinere Verkaufsstände zulässig.  

2.11 Definitionen: 

Sexshops im Sinne der Festsetzungen dieses Bebauungsplans sind Einzelhandelsbe-
triebe mit einem überwiegenden Sex- und Erotiksortiment, insbesondere Sexspielzeug, 
pornographische Magazine, Bilder und Filme (Video VHS, Super-Video CD, Video CD, 
DVD aller Arten, herkömmliches Filmmaterial) und CD-/DVD-Roms und andere Spei-
chermedien mit entsprechenden Inhalten, erotische Spiele auf digitalen und herkömmli-
chen Medien, erotische Bekleidung und Dessous, Stimulantia verschiedener Art sowie 
Accessoires für unterschiedliche sexuelle Neigungen und Vorlieben. 

Vergnügungsstätten im Sinne der Festsetzungen dieses Bebauungsplans sind Ge-
werbebetriebe besonderer Art in Form von Automatenspielhallen, Videospielhallen, 
Computerspielhallen. Spielcasinos, Spielbanken. Nachtlokalen, Nacht- und Tanzbars, 
Striptease-Lokalen, Peep-Shows, Swinger-Clubs und Sex-Kinos. 

Ein-Euro-Shops und Postenwarenverkaufsläden im Sinne der Festsetzungen dieses 
Bebauungsplans sind Gewerbebetriebe, deren überwiegender Betriebszweck im Ver-
kauf eines heterogenen Sortiments an überwiegend nicht markenorientierten Waren 
aus allen dem täglichen oder periodischen Bedarf dienenden Warengattungen besteht, 
die dort grundsätzlich nur unter dem üblichen Preisniveau angeboten werden, da es 
sich zum Beispiel um Havarieware und Ware aus Konkursen handelt oder um Ware, 
die eigens zu niedrigsten Preisen produziert wird. 
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Call-Shops im Sinne der Festsetzungen dieses Bebauungsplans sind sonstige nicht 
wesentlich störende Gewerbebetriebe, deren überwiegender Geschäftszweck in der 
Dienstleistung besteht, Telefonate ins In- und Ausland zu ermöglichen, deren Preis 
üblicherweise unter den üblichen Festnetzverbindungspreisen Iiegt, wobei die Telefona-
te in geschlossenen oder halb offenen Kabinen geführt werden können. Möglich sind 
auch Computer, mit denen der Zugang zum lnternet ermöglicht wird. 

Wettbüros im Sinne der Festsetzungen dieses Bebauungsplans sind sonstige Gewer-
bebetriebe, deren überwiegender Geschäftszweck auf die Vermittlung von Sportwetten 
an Buchmacher oder auf die eigene Durchführung von Sportwetten gerichtet ist. Betrof-
fen ist auch die Vermittlung oder eigene Durchführung von Wetten auf andere Ereignis-
se, die von öffentlichem oder speziellem Interesse sind oder auch Wetten auf Kuriositä-
ten. Weiterhin betroffen ist auch die Durchführung und/oder Vermittlung von Glücks-
spielen und/oder Lotterien. 

3.0 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

3.1 Die öffentlichen und privaten Grünflächen “ÖGF“ und “PGF“ sowie die zeichnerisch 
festgesetzten Bäume sind dauerhaft zu erhalten und bei Beschädigung oder Erkran-
kung durch geeignete Maßnahmen zu behandeln. Ausgefallener Bewuchs ist umge-
hend durch gleichartige Neupflanzungen zu ersetzen.  

3.2 In sämtlichen MK- und WB-Gebieten sind die nicht überbauten Grundstücksflächen, 
welche nicht hauswirtschaftlich genutzt werden, gärtnerisch anzulegen und dauerhaft 
zu unterhalten.  

4.0  Stellplätze und Garagen 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 u. Nr. 22 BauGB i.V.m. § 12 Abs. 6 BauNVO) 

4.1 In sämtlichen MK- und WB-Gebieten sind oberirdische Stellplätze nur zulässig, wenn 
pro Stellplatz mindestens fünf Quadratmeter Freifläche gärtnerisch angelegt und dau-
erhaft unterhalten werden. 

4.2 In sämtlichen MK- und WB-Gebieten sind unterirdische Garagen, welche nicht über-
baut sind, mit mindestens einem Meter Mutterboden zu überdecken, gärtnerisch anzu-
legen und dauerhaft zu unterhalten.  

5.0 Versorgungsleitungen  (§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB) 
 Im gesamten Geltungsbereich sind sämtliche Versorgungsleitungen unterirdisch zu 

führen. 

6.0 Festsetzungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 23 BauGB) 
In sämtlichen MK- und WB-Gebieten ist die Verbrennung von Kohle, Koks, Heizöl 
nicht zulässig; Holz darf nur bei Verwendung von modernen Brennkesseln in Form von 
Holzpellets oder Hackschnitzel verwendet werden. Die Verbrennung von Holz in offe-
nen Kaminen ist ausnahmsweise zulässig.
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II.) Nachrichtliche Übernahmen   
Das Plangebiet ist nach § 80 des baden-württembergischen Wassergesetzes (WG-
BW) ein “hochwassergefährdetes Gebiet im Innenbereich“, welches bei einem 
starken Neckarhochwasser überschwemmt werden kann. Hier gelten die Bestim-
mungen der Anlagenverordnung wassergefährdender Stoffe (VAwS); d.h. es sind ge-
eignete Vorkehrungen zu treffen oder bautechnische Maßnahmen vorzunehmen, um 
den Eintrag von wassergefährdeten Stoffen bei Überschwemmungen entsprechend 
dem Stand der Technik zu verhindern.  

 Grundsätzlich empfiehlt es sich, auch weitere elementare Vorsorgemaßnahmen beim 
Bau, bei der Erweiterung und bei der Sanierung zu treffen, um das Schadensmaß bei 
Überschwemmungen möglichst gering zu halten. 

III.) Hinweise 

1.0 Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt im Bereich der “Werbeanlagensat-
zung Altstadt“ (Satzung über Werbeanlagen, Automaten, Vordächer und Sonnen-
schutzdächer zum Schutz der historischen Altstadt der Stadt Heidelberg); deren Vor-
schriften sind zu beachten.  

2.0 Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt im Bereich der “Gesamtanlagen-
schutzsatzung“ (Satzung zum Schutz des Bereichtes “Alt Heidelberg“ als Gesamtan-
lage gemäß § 19 DSchG); deren Vorschriften sind zu beachten.  

3.0 Im Geltungsbereich des Bebauungsplans befinden sich eine Vielzahl von eingetrage-
nen Denkmalen; hier sind die Vorschriften des Gesetzes zum Schutz der Kulturdenk-
male (Denkmalschutzgesetz) zu beachten.  

4.0 Im Geltungsbereich des Bebauungsplans ist mit archäologischen Funden bzw. 
Bodendenkmalen zu rechnen; daher sind Erdarbeiten mit dem Landesdenkmalamt 
bzw. dem Beauftragten für Bodendenkmalpflege beim Kurpfälzischen Museum Heidel-
berg rechtzeitig abzusprechen. Einzelfunde sind unverzüglich zu melden. 

5.0 Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt im Bereich der “Baumschutzsatzung“
(Satzung über den Schutz von Bäumen in Heidelberg); deren Vorschriften sind zu be-
achten. 

6.0 Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt im Bereich der “Antennenanlagen-
satzung“ (Satzung über die Zulässigkeit von Satellitenempfangsanlagen); deren Vor-
schriften sind zu beachten. 

7.0 Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt im Bereich der Sondernutzungssat-
zung “Fußgängerbereich Altstadt“.
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